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Antrag 

der Abgeordneten Ursula Schönberger, Steffi Lemke und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Verfehlte Endlagerpolitik in Morsleben und beim Schacht KONRAD beenden 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. die Einlagerung radioaktiver Abfälle im Atommüllager in 
Morsleben sofort zu beenden; 

2. das Planfeststellungsverfahren für die Stillegung des Atom- 
müllagers von Morsleben unter höchster Priorität für die Si- 
cherheit durchzuführen; 

3. den Antrag für die Einrichtung eines Endlagers für radioakti- 
ve Abfälle im Schacht KONRAD bei Salzgitter zurückzuneh- 
men; 

4 . einen vorurteilsfreien und ergebnisoffenen wissenschaftlichen 
und gesellschaftlichen Dialog zu initüeren, um endlich den 
Weg zu einem sozial und ökologisch verantwortbaren Umgang 
mit dem Atommüll zu eröffnen. 


Bonn, den 31, März 1998 

Ursula Schönberger 
Steffi Lemke 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Seit Beginn der Produktion von Atommüll in Deutschland in den 
50er Jahren fehlt es an Konzepten, die der großen Gefahr Rech- 
mmg tragen. Erst Mitte der 70er Jahre wurden rechtliche Grund- 
lagen für den Umgang mit Atommüll geschaffen. Die sozial-libe- 
rale Regierung vertrat das „Integrierte Entsorgungskonzept", das 
Wiederaufarbeitung und Endlagerung an einem Ort vorsah. Im 
Mai 1979 mußte der niedersächsische Ministerpräsident das Schei- 
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tern des Konzeptes eingestehen: es sei in Gerieben nicht durch- 
setzbar. 

Die gegenwärtige Bundesregierung hofft, 95 % des bundesdeut- 
schen Atommülls eines fernen Tages in der alten Eisenerzgrube 
Schacht KONRAD loszuwerden. Bis dahin wird ein großer Teil die- 
ses Mülls einfach in den maroden Salzstock Morsleben in der Ex- 
DDR gekippt. Dabei ist seit langem klar, daß beide Standorte für 
die Endlagerung des gefährlichen Mülls ungeeignet sind. 

Der Salzstock in Morsleben ist nicht wegen seiner guten Eignung, 
sondern aus politischen Gründen und wegen seiner Nähe zur 
innerdeutschen Grenze zu DDR-Zeiten ausgewählt worden. Die 
Schwachstellen der Anlage waren damals bereits bekannt: Sie lie- 
gen u. a. in problematisch zu bewertenden gebirgsmechanischen 
und hydrologischen Eigenschaften der betreffenden geologischen 
Formation. Hohlräume und Abbaue in vielen Bereichen des Salz- 
stockes gefährden die Einsturzsicherheit des Lagers. Darüber hin- 
aus beeinträchtigen Lösungsvorkommen und Hinterspülungen der 
Schachtröhren die Abdichtung und Stabilität des Endlagers. Zu 
den Schwachstellen kommen die Sicherheitsprobleme, die 
während der Einlagerung durch ungeeignete Abfallverpackun- 
gen, unklare Abfalleigenschaften und sicherheitstechnisch unzu- 
reichende Technologien entstanden sind. Die Versturztechnik, bei 
der Atommüllfässer nach einem freien Fall über 15 m in ihrer end- 
gültigen Endlagerposition aufprallen, kann Fässer zum Bersten 
bringen und führt im Ergebnis zu unkontrollierbaren Einlage- 
rungsbedingungen. Es existiert weder ein nach dem bundesdeut- 
schen Atomgesetz verlangter Langzeitsicherheitsnachweis, noch 
ist die Sicherheit für den verbleibenden Betriebszeitraum des End- 
lagers nachweisbar. Trotzdem will die Bundesregierung, wie in der 
Novelle des Atomgesetzes vorgesehen, die Einlagerung in Mors- 
leben bis in das Jahr 2005 ausdehnen und in den nächsten 2,5 Jah- 
ren ca. 96,5 % des vorgesehenen Aktivitätsinventars einer Endla- 
gerung zuführen. Die Probleme des herumvagabundierenden 
flüssigen Abfalls und der illegal zwischengelagerten, teilweise 
hochaktiven Strahlenquellen bleiben unterdessen ungelöst. 

Da mit jedem Faß, das in Morsleben eingelagert wird, irreversible 
Fakten mit unabsehbaren Folgen für Mensch und Biosphäre ge- 
schaffen werden, müssen die Einlagerung radioaktiver Abfälle so- 
fort gestoppt und ein ergebnisoffener wissenschaftlicher Dialog 
über die Sicherheit des Endlagers Morsleben und eventuelle Sa- 
nierungsmaßnahmen begonnen werden. 

Wie in Morsleben ist auch das Endlagerprojekt der Bundesregie- 
rung im Schacht KONRAD bei Salzgitter gescheitert. Dort wird seit 
1978 die Eignung des ehemaligen Bergwerkes als Atommüllager 
untersucht. Anfangs war geplant, den breiten Schacht für die Ein- 
lagerung großer Abfallkomponenten, sozusagen den radioaktiven 
Sperrmüll, zu nutzen. Je weiter die Realisierung des Endlagers 
Gorleben in die Ferne rückte, um so häufiger wurde KONRAD zum 
sicheren Lager für immer mehr radioaktive Abfallarten erklärt. 
Eine glaubhafte Sicherheitsanalyse, welche die Abgeschlossenheit 
des zukünftigen Lagers für den erforderlichen Zeitraum von mehr 
als 100 000 Jahren nach weisen würde, kann die Bundesregierung 
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nicht liefern. Auf eine eingehende Analyse der Gefahren durch die 
Transporte zum geplanten Endlager wurde ebenfalls verzichtet. 
Obwohl in offiziellen Verlautbarungen immer noch Salz als opti- 
males Wirtsgestein propagiert wird, sollen nach den Planungsun- 
terlagen ca. 95 % des bundesdeutschen Atommülls in KONRAD 
eingelagert werden. Dabei ist lange schon klar, daß der Plan auf- 
grund abnehmender Abfallmengen nicht mehr gerechtfertigt ist. 
Selbst im Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit spricht man davon, KONRAD nicht in Betrieb gehen 
zu lassen. Unverantwortlich ist es deshalb, das Planfeststellungs- 
verfahren weiter voranzutreiben und die betroffenen Anlieger und 
Kommunen in Klageverfahren zu treiben, um die Fiktion des Ent- 
sorgungsvorsorgenachweises aufrechtzuhalten. 
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